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   Gummersbach, den 11.10.2010

Zu den Voraussetzungen und der Rechtmäßigkeit von Bewohnerparkzonen in der Grotenbachstraße und in der Körnerstraße

Ausgehend von dem Antrag der CDU-Ratsfraktion vom 30.04.2010 für die Ratssitzung am 12.05.2010 und dem Vermerk von Herrn Fachbereichsleiter Hermes über „Parkregelungen zugunsten von Bewohnern“ soll diese Stellungnahme die Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen für eine Bewohnerparkregelung in der Grotenbachstraße und der Körnerstraße aufzeigen.

Rechtsgrundlagen und rechtliche Erfordernisse :

(1)  Die einschlägigen Vorschriften:

Nach § 45 Absatz 1 Satz 1 StVO können die Straßenverkehrsbehörden die Benutzung bestimmter Straßen oder Straßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs beschränken oder verbieten und den Verkehr umleiten.

Nach § 45 Absatz 1 b Satz 1 Nr. 2 a StVO treffen die Straßenverkehrsbehörden auch die notwendigen Anordnungen im Zusammenhang mit der Kennzeichnung von Parkmöglichkeiten für Bewohner städtischer Quartiere mit erheblichem Parkraummangel durch vollständige oder zeitliche Reservierung des Parkraums für die Berechtigten oder durch Anordnung der Freistellung von angeordneten Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen. Ergänzend bestimmt § 45 Absatz 9 Satz 1 StVO, dass Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen nur dort anzuordnen sind, wo dies aufgrund der besonderen Umstände zwingend geboten ist. Ob die genannten Gründe vorliegen und der behördliche Eingriff erforderlich ist, unterliegt in vollem Umfang der verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung. Wenn diese Voraussetzungen  allerdings erfüllt sind, bleibt der Behörde für ihre Entscheidung, ob und wie sie eingreifen will, nach § 45 Absatz 1 Satz 1 StVO ein Ermessen, dessen Ausübung nur beschränkt gerichtlich nachprüfbar ist.

Dementsprechend müssen für jede Straße oder jeden Straßenteil, für die eine Parkraumbewirtschaftung im Sinne eines Bewohnerparkens angeordnet werden soll, die rechtssatzmäßigen Voraussetzungen für eine derartige Anordnung vorliegen. 

Für die Erfüllung dieser Voraussetzungen ist die anordnende Behörde im Falle einer  gerichtlichen Überprüfung ihrer Entscheidung in jedem Fall beweispflichtig.

Für jede Straße und jeden Straßenteil mit einer Bewohnerparkzone muss daher zwingend die Voraussetzung erfüllt sein, dass sie ein „städtisches Quartier mit erheblichem Parkraummangel“ oder Teile davon sind.

(2)  Die Vorstellungen des Gesetz- und Verordnungsgebers:

Einen Aufschluss über den Inhalt dieses Begriffes geben die Gesetzesmaterialien zu der geltenden Regelung des § 45 Absatz 1 b Nr. 2 a StVO, die mit der 35. ÄndVStVR zum 01.01.2002 in Kraft gesetzt worden ist.

In der Begründung zu dieser Neuregelung heißt es, dass damit die Voraussetzungen dafür geschaffen worden seien, über das bisherige Anwohnerparken hinaus auch großräumigere Bereiche mit Parkvorrechten für die Wohnbevölkerung zuzulassen, wenn dem Parkraummangel für die ansässige Wohnbevölkerung wegen fehlender privater Stellplätze und hohen Parkdrucks durch nicht quartieransässige Pendler oder Besucher nur durch eine entsprechende Anordnung abgeholfen werden könne. Dabei sei der Verordnungsgeber auch weiterhin von den in der Begründung zur Einführung der gesetzlichen Ermächtigung zum Anwohnerparken im Jahr 1980 angeführten Erwägungen ausgegangen. Es bleibe unverändert wesentliches Ziel der Parkvorberechtigung für Bewohner, der Abwanderung in das Stadtumland entgegen zu wirken, die auch dadurch gefördert werde, dass aufgrund eines Mangels an Stellflächen für ein privates Kraftfahrzeug bei hohem Parkdruck kein ausreichender Parkraum in Wohnungsnähe zur Verfügung stehe.

Aus diesen Formulierungen lässt sich ersehen, dass die Regelung für Kommunen mit einer gewissen Mindestgröße geschaffen worden ist, bei denen eine „Abwanderung in das Stadtumland“ überhaupt möglich ist. Der Verordnungsgeber hatte dabei in erster Linie die dicht besiedelten Gebiete am Rande der Innenstadt im Blick, die in Zeiten erbaut wurden, in denen Art und Umfang der heutigen Motorisierung noch nicht abzusehen waren und in denen daher am heutigen Bedarf gemessen, kein privater  Parkraum vorhanden ist (OVG Münster,  Urteil  vom 09.12.1996 – 25 A 4206/95).

Nach den Vorstellungen des Verordnungsgebers ist damit die Schaffung von Parkmöglichkeiten durch Anordnung eines Bewohnerparkens in solchen Gebieten im Allgemeinen nicht erforderlich, in denen aufgrund der Stellplatzvorschriften eine ausreichende Zahl von Stellplätzen in entsprechender Entfernung vorhanden ist.

(3)  Vorliegen eines städtischen Quartiers?

Dies bedeutet, dass in einem Gebiet, in dem die Wohnhäuser grundsätzlich erst in jüngerer Zeit unter Geltung und Anwendung der bauordnungsrechtlichen Stellplatzvorschriften errichtet worden sind und in denen eine Mehrfamilienhausbebauung oder ein aus Vorkriegszeiten stammender  Geschosswohnungsbau nicht dominieren, schon fraglich sein kann, ob es sich dabei überhaupt um ein „städtisches Quartier“ im Sinne der Vorstellungen des Verordnungsgebers handelt, in dem eine Abwanderung in das Stadtumland überhaupt möglich ist.

Dementsprechend gibt es aus jüngerer Zeit eine Gerichtsentscheidung, in der die Anordnung eines Bewohnerparkens bereits deswegen für rechtswidrig erachtet worden ist, weil es sich bei dem betreffenden Gebiet nicht um ein „städtisches Quartier“ im Sinne des § 45 Abs. 1 b Nr. 2 a StVO handelt (VG Frankfurt, Urteil vom 18.03.2004 – 6 E 65/03).

Vor allem bei der Grotenbachstraße könnte fraglich sein, ob es sich um ein „städtisches Quartier“ in diesem Sinn handelt. Eindeutig könnte diese Frage wohl erst nach einer vertieften Analyse der baulichen Entwicklung der Straßenrandbebauung und der Gebietsstruktur der Straße beantwortet werden. Da dies den Rahmen dieser Stellungnahme sprengen würde, wird das Vorliegen von „städtischen Quartieren“ für beide Straßen hier zunächst unterstellt.

(4)  Vorliegen eines erheblichen Parkraummangels?

Darüber hinaus ist erforderlich und von der anordnenden Behörde nachzuweisen, dass in dem betreffenden Gebiet bzw. der betreffenden Straße ein „erheblicher Parkraummangel“ besteht.

Die Beurteilung der Frage, ob ein derartiger Parkraummangel besteht, kann derzeit nur anhand des von Fachbereich 3 ermittelten Zahlen- und Datenmaterials vorgenommen werden:

a) Verhältnis der gemeldeten KFZ zur Anzahl privater und öffentlicher Stellplätze:

Grotenbachstraße:

Wie Fachbereich 3 ermittelt hat, stehen in der Grotenbachstraße derzeit 144 gemeldeten Kraftfahrzeugen 169 private Stellplätze und 75 öffentliche Stellplätze zur Verfügung. Damit sind zur Zeit 25 private Stellplätze mehr vorhanden als Kraftfahrzeuge von den Straßenanliegern angemeldet worden sind. Rein rechnerisch müsste daher für jedes von Anwohnern dieser Straße gemeldete Kraftfahrzeug ein privater Stellplatz auf den Anliegergrundstücken dieser Straße vorhanden sein, so dass selbst dann, wenn die 75 in dieser Straße vorhandenen öffentlichen Stellplätze allesamt belegt sein sollten, immer noch hinreichend Parkraum für die Kraftfahrzeuge der Anwohner auf den Privatgrundstücken zur Verfügung stehen müsste.

Setzt man die Anzahl der 144 gemeldeten Fahrzeuge ins Verhältnis zu der Summe der 169 privaten und 75 öffentlichen Stellplätze, belegen die 144 gemeldeten Kraftfahrzeuge rein rechnerisch lediglich einen Anteil von 59 % der in dieser Straße insgesamt vorhandenen öffentlichen und privaten Stellplätze. 41 % aller vorhandenen Stellplätze, nämlich 100, stünden damit rein rechnerisch anderen Personen als den Bewohnern der Grotenbachstraße zur Verfügung.

Auf einen Parkraummangel, geschweige denn einen erheblichen, lassen diese Zahlen  nicht schließen. 

Körnerstraße:

In der Körnerstraße stehen nach den Ermittlungen von Fachbereich 3 derzeit 62 gemeldeten Kraftfahrzeugen der Bewohner lediglich 47 private Stellplätze gegenüber. Es bleibt damit ein Überhang von 15 gemeldeten Bewohnerfahrzeugen, die allerdings auf den 45 öffentlichen Stellplätzen in der Körnerstraße grundsätzlich rein rechnerisch Platz finden könnten, wobei dann immer noch 30 dieser öffentlichen Parkplätze für Fremdparker zur Verfügung stünden.

Setzt man die Anzahl der für diese Straße gemeldeten 62 Kraftfahrzeuge ins Verhältnis zu der Summe der 47 privaten und 45 öffentlichen Stellplätze dieser Straße, wären die in dieser Straße insgesamt vorhandenen Parkplätze durch die Bewohnerkraftfahrzeuge lediglich zu einem Anteil von 67 % in Anspruch genommen, so dass 33 % für Fremdparker verblieben. Diese Zahlen allein lassen ein Bestehen eines Parkraummangels nicht erkennen.

b) Erhebungen über freie öffentliche Parkplätze und evtl. Parksuchverkehr:

Verlässlichere Aussagen über einen eventuellen Parkraummangel und einen eventuellen erheblichen Parkdruck lassen sich nur durch detaillierte Feststellungen und Beobachtungen über die in den jeweiligen Straßen an verschiedenen Wochentagen  anzutreffende Parkplatzsituation treffen. Dabei sind die in den betreffenden Straßen abgestellten Fahrzeuge und die Lücken, das heißt die freien Parkplätze, zu verschiedenen Tageszeiten durch entsprechende Zählungen festzustellen. In der Literatur werden hierzu als Erhebungstage zwei nicht aufeinander folgende gewöhnliche Werktage in den Monaten März/April oder September/Oktober außerhalb der Ferienzeiten empfohlen.

Dementsprechend hat Fachbereich 3 am Montag, den 04.10.2010 und Donnerstag, den 07.10.2010 eigene Erhebungen durchgeführt, deren Ergebnisse in der Anlage zu dieser Stellungnahme dargestellt sind. Dabei wurden die Grotenbachstraße in der Zeit von 06:30 Uhr bis 17:30 Uhr und die Körnerstraße von 07:00 Uhr bis 18:00 Uhr jeweils stündlich darauf hin beobachtet, wieviele der öffentlichen Parkplätze noch frei waren und ob jeweils ein Parksuchverkehr zu verzeichnen war. Die Grotenbachstraße wurde hierbei wegen ihrer Länge in einen vorderen ca. 300m langen Abschnitt bis Haus Nr. 45 und in einen hinteren Abschnitt ab diesem Haus unterteilt.

Die Erhebungen ergaben, dass zu keinem Beobachtungszeitpunkt in einer der beiden Straßen bzw. Straßenabschnitte alle öffentlichen Parkplätze belegt waren. Ein Parksuchverkehr war ebenfalls zu keinem Zeitpunkt festzustellen (siehe Anlagen).

Legt man diese von Fachbereich 3 gesammelten Daten und Fakten zugrunde, lässt sich jedenfalls ein „erheblicher Parkraummangel“ in den beiden Straßen definitiv nicht feststellen. Vielmehr ist aufgrund dessen schon fraglich, ob in den beiden Straßen zu irgendeiner Tageszeit überhaupt einmal ein – wenn auch nur geringer - Parkraummangel besteht.

Ergebnis:

Damit ist als Ergebnis festzustellen, dass nach den o.g. Ermittlungen derzeit die rechtlichen Voraussetzungen für die Anordnung eines Bewohnerparkens in der Grotenbachstraße und in der Körnerstraße eindeutig nicht vorliegen.

Solange wir nicht völlig anderes Zahlenmaterial vorweisen können, aus dem sich tatsächlich ein „erheblicher Parkraummangel“ ergibt, dürfte jedes mit der Sache befasste Verwaltungsgericht die Anordnung eines Bewohnerparkens in den beiden Straßen für rechtswidrig erklären. Jeder, der als Verkehrsteilnehmer von der Anordnung eines derartigen Bewohnerparkens betroffen wäre, könnte sich gegen eine solche Anordnung in einem Rechtsstreit vor dem Verwaltungsgericht erfolgreich wehren.
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